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Sehr geehrte Damen und Herren,

vor wenigen Tagen hatte ich die Ehre den 
Deutschen Bundestag anlässlich der Gedenkze-
remonie 100 Jahre Schlacht von Verdun offiziell 
zu vertreten. An der Seite von Bundeskanzlerin 
Merkel und dem französischen Staatspräsi-
denten Hollande blickte ich über die schwer 
umkämpften Hügel des früheren Forts Douau-
mont auf ein endloses Gräberfeld von 300.000 
Gefallenen. Darunter auch viele junge Soldaten 
aus München, die in einer der schrecklichsten 
Schlachten der Weltgeschichte um ihr Leben 
gebracht wurden.

Anrührend und bewegend, dass jetzt erstmals 
auch der deutschen Soldaten gedacht wurde, 
mit Namensinschriften im großen sogenannten 
Knochenhaus, mit der deutschen Nationalhym-
ne, mit dem Hissen der französischen, deutschen 
und europäischen Flagge. Ein kaum fassbarer 
Fortschritt, aus Erbfeinden sind engste Freunde 
geworden. Über den Gräbern reichen sich 
Deutschland und Frankreich die Hand.

Aber der Friede in Europa ist keine Selbstver-
ständlichkeit. Jede Generation, auch wir müssen 
uns den Frieden erarbeiten. Europa, die Euro-
päische Union darf nicht leichtfertig aufs Spiel 
gesetzt und abgeschafft werden. Auch ich äußere 
mich gelegentlich kritisch über Brüssel. Aber: 
Die EU brauchen wir jetzt dringender denn je. 
Eine EU, welche die wirklich wichtigen Dinge 
regelt und nicht nur Bürokratie produziert. Und 
wir brauchen Großbritannien in der EU, sonst 
fehlt ein Eckpfeiler. Ich hoffe, dass sich die 
Briten beim Referendum richtig entscheiden.

Mit freundlichen Grüßen

Unterstützung für die Landwirtschaft
Milch für 46 Cent, Molkereien, die Bauern weniger als 20 Cent zahlen 
– die Lage auf dem Milchmarkt hat sich dramatisch zugespitzt. Aber 
nicht nur dort – die gesamte Landwirtschaft steckt in der Krise. Im 
Gespräch mit Walter Heidl, Präsident des Bayerischen Bauernver-
bandes, waren sich alle einig, dass neben Soforthilfe-Maßnahmen 
vor allem strukturelle Änderungen auf dem Milchmarkt nötig sind. 

„Wir lassen  
unsere Bauern 

nicht allein“

Auf dem Milchgipfel in Berlin kün-
digte Bundeslandwirtschaftsmini-
ster Christian Schmidt (CSU) Un-
terstützung für die notleidenden 
Bauern an. Er machte aber auch 
klar: Der Schlüssel für die Lösung 
der Probleme auf dem Milchmarkt 
liegt in den Händen der Marktbe-
teiligten selbst. 

Der Präsident des Bayerischen 
Bauernverbandes, Walter Heidl, 
begrüßte beim Gespräch mit 
der CSU-Landesgruppe diese 
klare Äußerung: „Offene Märkte 
kann man nicht staat-
lich regulieren. Die 
Wirtschaft muss die 
Situation aufgreifen 
und Lösungswege 
finden.“ Die agrarpolitische Spre-
cherin der CSU-Landesgruppe, 
Marlene Mortler, wies darauf hin, 
dass der Bundestag am Donners-
tag Änderungen des Agrarmarkt-
strukturgesetzes verabschiedet 
hat: In Zukunft können auch 
Genossenschaften Absprachen 
treffen, um die Rohmilchproduk-
tion auf freiwilliger Basis für einen 
Zeitraum von sechs Monaten zu 
regulieren. „Damit verschaffen wir 
den Genossenschaften die Mög-
lichkeit, ihre Mengen besser zu 
steuern“, so Mortler. Wichtig sei 

daneben, die Innovationskraft der 
Unternehmen und die Investition 
in Forschung und Entwicklung 
in der Landwirtschaft zu stär-
ken. Heidl mahnte jedoch auch 
kartellrechtliche Maßnahmen an 
– der Lebensmitteleinzelhandel 
dürfe hier nicht aus seiner Ver-
antwortung entlassen werden.
CSU-Landesgruppenchefin Gerda 
Hasselfeldt wies darauf hin, dass 
die Landesgruppe oftmals die 
einzige politische Kraft sei, die 
sich um die Landwirtschaft und 
die ländlichen Räume kümmere. 

Minister Schmidt hat-
te beim Spitzenge-
spräch mit der Bran-
che ein Hilfspaket 

von 100 Millionen Euro plus x 
angekündigt. Darin enthalten sind 
die Fortschreibung der Entlastung 
bei der Landwirtschaftlichen Un-
fallversicherung 2017, wodurch 
alle Landwirte deutlich geringere 
Beiträge zahlen müssen, sowie 
Existenzsicherungshilfen, Steuer-
entlastungen aus Gewinnglättung, 
Freibetragsregelungen zur Schul-
dentilgung sowie Bürgschaftspro-
gramme. Die Branche selbst 
verpflichtete sich, in einem neu zu 
gründenden Branchendialog Milch 
an Strukturreformen zu arbeiten.
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Herr Minister, was sind die Ergeb-
nisse des Milchgipfels?

Das wichtigste Ergebnis des Milchgip-
fels ist die Verständigung auf dringend 
notwendige Strukturreformen. Denn 
ein „weiter so“ kann es nicht geben. 
Die Menge muss runter für bessere 
Preise. Ich bin froh, dass die Wirt-
schaftsbeteiligten – also die Bauern, 
die Molkereien und der Handel – einen 
Branchendialog initiieren werden und 
endlich erste Schritte hin zu struktu-
rellen Verbesserungen im Milchmarkt 
einleiten wollen. 

Was bedeutet das konkret?

Auf Basis unseres Agrarmarktstruk-
turgesetzes wird der Branchendialog 
Vorschläge zu einer kurzfristigen 
Reduzierung der Milchmenge und zu 
einer lang fristigen Neuordnung der 
Marktstruktur erarbeiten. Die Molke-
reien werden mit ihren Mitgliedern 
auf eine markt orientierte Mengen-
disziplin und eine Flexibilisierung der 
Lieferbeziehungen hinarbeiten. Und 
auch der Handel will seinen Beitrag 
leisten. Ich erwarte, dass die Markt-
beteiligten diesen Worten jetzt auch 
Taten folgen lassen. Strukturreformen 

brauchen ihre Zeit, deshalb werden 
wir die Bauern mit einem Bündel an 
Maßnahmen – beispielsweise steu-
erlichen Entlastungen, Bürgschaften 
oder Zuschüssen zur Unfallversiche-
rung – weiter unterstützen.  

Viele Familienbetriebe leiden auch 
unter dem schlechten Image. Was 
geben Sie denen mit auf den Weg?

Mit aggressiven Kampagnen von 
NGOs und absurden Forderungen grü-
ner Politiker wurde die Landwirtschaft 
in der öffentlichen Wahrnehmung 
schwer diskreditiert. Das Bild der 
schlimmen „Agrarfabriken“ hat sich 
in der Vorstellungswelt festgesetzt. So 
ist die Welt aber nicht. Und die Land-

wirtschaft ist nicht der Sündenbock für 
alle Probleme zwischen Himmel und 
Erde. Die bäuerliche Landwirtschaft 
leistet Großartiges! Sie sorgt nicht nur 
für Ernährung, sondern auch für Land-
schaftspflege, für Arbeitsplätze und 
soziale Strukturen im ländlichen Raum. 

Wie geht es nun weiter?

Es ist keine Frage, wir werden die 
bäuerliche Landwirtschaft auch in 
diesen schwierigen Zeiten weiter un-
terstützen. Denn: Die Landwirtschaft 
gehört in die Mitte der Gesellschaft. 
Wir müssen die bestehenden He-
rausforderungen gemeinsam mit der 
Landwirtschaft lösen und nicht gegen 
sie. Ich will mit meiner Politik Perspek-
tiven schaffen.  
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Mongolei

Interview 

„Die Landwirtschaft gehört in die Mitte der Gesellschaft.“
Im Interview erklärt Bundeslandwirtschaftsminister Christian Schmidt, warum die bäuerliche Landwirtschaft 
Großartiges leistet und dass die bestehenden Herausforderungen nur gemeinsam mit der Landwirtschaft und 
nicht gegen sie gelöst werden können. Das komplette Interview finden Sie auf unserer Webseite. 

Traditionell gute Zusammenarbeit
Deutschland spielt eine wichtige Rolle als Partner der Mongolei. Davon 
konnten sich CSU-Landesgruppenvorsitzende Gerda Hasselfeldt und der 
Parlamentarische Geschäftsführer, Max Straubinger, vor Ort überzeugen.

Gemeinsam waren sie Ende Mai in 
die Mongolei gereist, um sich mit 
hochrangigen Vertretern aus Politik 
und Zivilgesellschaft auszutauschen. 
Die Beziehungen zwischen Deutsch-
land und der Mongolei sind eng 
– für die Mongolei ist Deutschland 
eindeutig der wichtigste Partner in 
Europa. Das betonten alle Regie-

rungs- und Parlamentsvertreter bei 
den Gesprächen. Außenminister 
Purevsuren dankte Bayern für die 
traditionell gute Zusammenarbeit 
und hob besonders das Engagement 
der Hanns-Seidel-Stiftung bei der 
Reform des Rechtsstaats und den 
Beratungen hinsichtlich der Verfas-
sung hervor. 
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Integrationsgesetz

Unser Prinzip des Förderns und Forderns hat sich durchgesetzt
Das Integrationsgesetz ist auf dem Weg: Am Freitag hat der Deutsche Bundestag in erster Lesung darüber 
beraten. Fördern und Fordern ist dabei oberstes Prinzip. Denn Integration ist Verpflichtung für alle, die hier 
leben wollen.
Zwar gehen die Flüchtlingszahlen der-
zeit zurück. Dennoch werde Deutsch-
land in den nächsten Monaten und 
Jahren vor der epochalen Herausfor-
derung stehen, die Hunderttausende  
Migranten und Flüchtlinge in die 
deutsche Gesellschaft zu integrieren, 
so Stephan Mayer, innenpolitischer 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion. Deshalb sei nun wichtig, 
das Integrationspflichtgesetz, wie es 
Mayer nennt, auf den Weg zu bringen. 
Natürlich habe der Staat die Pflicht, 
ausreichend Angebote zur Integration 
zur Verfügung zu stellen, andererseits 
erwarte man auch von den Flüchtlin-
gen, sich in unsere Gesellschaft zu 
integrieren. Dazu sollen nun im Inte-
grationsgesetz verschiedene Maßnah-
men festgeschrieben werden. Geplant 
ist unter anderem, das Angebot an 
Integrations- und Sprachkursen zu 
erweitern sowie 100.000 zusätzliche 
Arbeitsgelegenheiten zu schaffen. 
Wer sich jedoch Integrationsmaß-
nahmen verweigert, dem drohen 
Leistungskürzungen. 

Foto: picture alliance/dpa 

Störerhaftung abgeschafft

Weg frei für freie WLAN-Hotspots
Anbieter von WLAN haften künftig nicht mehr für den Missbrauch durch Dritte. Am Donnerstag beschloss 
der Bundestag die Abschaffung der Störerhaftung. Doch was verbirgt sich eigentlich hinter diesem Begriff? 

Private und gewerbliche Anbieter 
von WLAN-Hotspots sollen bei 
rechtswidrigem Missbrauch ihrer 
Anschlüsse künf tig nicht mehr 
dem Risiko von Abmahnkosten 
und Schadenersatzzahlungen aus-
gesetzt sein. Mit der Änderung 
des Telemediengesetzes hat der 
Bundestag am Donnerstag diese 
sogenannte Störerhaftung abge-
schafft. Denn bisher wurde derjeni-
ge, der ein offenes WLAN anbietet, 
beispielsweise in seinem Café, für 
illegale Downloads seines Gastes 
haftbar gemacht, erklärte Dorothee 
Bär, Parlamentarische Staatssekre-
tärin im Bundesverkehrsministeri-
um. Sie verglich dies so: „Dies wäre 
genauso, als wenn Verkehrsbetriebe 
dafür haftbar gemacht werden, 
dass jemandem in der S-Bahn der 
Geldbeutel geklaut wurde. Also eine 
sehr verstörte Regelung.“

Die Regierungskoalition schafft diese 
Regelung nun ab. WLAN-Anbieter 
werden künftig Internet-Providern 
gleichgestellt und stehen unter 
einem Haftungsprivileg. Allerdings 
ist es auch in Zukunft möglich, bei 
massivem Missbrauch eines lokalen 
WLAN-Netzwerks den Anbieter zur 

Rechenschaft zu ziehen. Eine ent-
sprechende gerichtliche Anordnung 
muss aber wirksam und verhältnis-
mäßig sein und darauf gerichtet sein, 
die Rechtsverletzung abzustellen oder 
zu verhindern. 

Das komplette Interview per Handy-
video mit Dorothee Bär sehen Sie hier. 

 ♦Leistungskürzungen bei Verletzung 
von Mitwirkungspflichten und bei 
Ablehnung und Abbruch von Inte-
grationsmaßnahmen.
 ♦Eine dauerhafte Niederlassungs
erlaub nis soll grundsätzlich erst nach 
fünf Jahren bei Erfüllung bestimm-
ter Integrationsleistungen erteilt 
werden.
 ♦Anerkannte Flüchtlinge sind ver-
pflichtet, in dem Bundesland ihren 
Wohnsitz zu nehmen, dem sie nach 

Königsteiner Schlüssel zugeteilt sind.      
Die Länder können ihnen dann zur 
Förderung der Integration einen be-
stimmten Wohnort zuweisen.
 ♦Flüchtlinge u.a. mit guter Bleibe-
perspektive erhalten eine gezielte 
 Förderung der Berufsausbildung. Die 
Vorrangprüfung bei Asylbewerbern 
und Geduldeten wird befristet für 
drei Jahre ausgesetzt und damit auch 
die Tätigkeit in Leiharbeit ermöglicht.

Das sieht der Gesetzentwurf unter anderem vor:

Foto: picture alliance/dpa 

Brief aus Berlin

https://www.csu-landesgruppe.de/presse/texte-und-interviews/weg-frei-fuer-freie-wlan-hotspots-stoererhaftung-abgeschafft


03.06.2016  www.csu-landesgruppe.de   Seite 4 

Prostituiertenschutzgesetz

Ein Gesetz, das seinen Namen auch verdient
Organisierte Kriminalität, Zwangsprostitution, schlechte Arbeitsbedingungen – das 
macht das Prostitutionsgewerbe oftmals aus. Der Bundestag hat einen Gesetzent-
wurf beraten, der Frauen (und Männer) in diesem Gewerbe besser schützen soll.

Telefonhotline

Mehr als 700 Anrufer 
in zwei Stunden
Mehr als 700 Anrufer in zwei Stunden 
nutzten am Mittwoch die Möglichkeit, 
mit den Abgeordneten der CSU-
Landesgruppe direkt ins Gespräch 
zu kommen. Unter dem Motto „Im-
mer ein offenes Ohr für die Bürger“ 
schaltete die CSU-Landesgruppe 
eine Telefonhotline. Die drängendsten 
Fragen, die den Bürgern unter den 
Nägeln brannten, waren zum Beispiel: 
Welche langfristigen Lösungen gibt 
es in der Milchkrise? Warum ist TTIP 
gut für Deutschland? Oder: Wie sieht 
es mit der Rente in Zukunft aus? CSU-
Abgeordnete aus allen Fachgebieten 
beantworteten zwei Stunden lang 
jede Frage. „Mit der Telefonhotline 
haben die Bürger den direkten Draht 
zu ihrem Abgeordneten der CSU-Lan-
desgruppe. Denn es ist uns wichtig, 
das Ohr nah an den Bürgern zu haben 
– ihre Fragen, Probleme und Sorgen 
anzuhören und ernst zu nehmen. Nur 
so können wir Politik für die Bürger 
machen“, sagte Max Straubinger, 
Parlamentarischer Geschäftsführer 
der CSU-Landesgruppe.
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„In jeder Geschichtsbetrachtung“, 
sagt Goethe, „sieht man immer die 
Nation durchscheinen, wozu der 
Schreibende gehört“. Wenn also ein 
Deutscher an den „Todesgang des 
armenischen Volkes“ denkt, wird sei-
ne Betroffenheit zu spüren sein. Denn 
wie sehr ein Völkermord, geschehen 
im Namen der eigenen Nation, diese 
eigene Nation belastet, wissen wir.
Wir sind zuversichtlich, dass die 
türkische Regierung verstehen wird, 
dass es unser gewachsenes euro-
päisches Bewusstsein ist, dass man 
Opfern gedenkt, ohne damit andere 
in eine Schuldrolle drängen zu wollen.

Das Schicksal der Armenier steht 
beispielhaft für die Geschichte der 
Massenvernichtungen, der eth-
nischen Säuberungen, der Vertrei-
bungen, der Völkermorde, von der 
das 20. Jahrhundert gezeichnet ist. 
Mit den Pogromen an den Armeni-
ern begann es im 20. Jahrhundert, 
Massenmord als legitime Machtaus-

übung zu sehen. Natürlich hatte das 
osmanische Reich Probleme mit den 
Armeniern, in besonderer Weise mit 
Umsturzplänen und Terrorakten. Das 
Erschrecken darüber war so groß, 
dass selbst ein Friedrich Naumann 
die Massaker als eine Art von Not-
wehr rechtfertigte, mit der sich die 
Türken aus dem Würgegriff der 
Armenier zu befreien versuchten. 
Die Antwort des osmanischen Rei-
ches war aber Staatsterrorismus. Mit 
Stalins Massenmord an den Kulaken, 
dem Genozid an den Ukrainern und 

den innersowjetischen Säuberungs-
aktionen und dann mit der Ver-
nichtungsaktion der Deutschen an 
den Juden nahm das Fürchterliche 
seinen weiteren Verlauf.

Wir wissen um die innere Einheit 
von Erinnerung und Zukunft. Das gilt 
auch für ein künftiges gutes Mitei-
nander von Türken und Armeniern. 
Das ist unser Anliegen: mit dem Blick 
der Wahrheit zurück zu schauen, um 
mit dem Blick des Friedens nach 
vorne schauen zu können.

Kommentar 

Den Opfern gedenken, ohne damit andere in eine Schuldrolle zu drängen
Der Bundestag hat am Donnerstag einen Antrag zur Erinnerung und zum Gedenken an den Völkermord an 
den Armeniern und anderen christlichen Minderheiten verabschiedet. In seinem Kommentar macht der 
Justiziar der CDU/CSU-Fraktion Hans-Peter Uhl deutlich, worum es bei dem Antrag geht:

Gewerbe in Deutschland ist mehr 
Regulierung unterworfen“, stellte 
Lehrieder fest. Vor allem auf Drängen 
der Union ist eine Erlaubnispflicht für 
Bordellbetreiber, eine Anmeldepflicht 
und eine Kondompflicht vorgesehen. 
Die regelmäßig vorgeschriebene 
Gesundheitsberatung dient ebenso 
dem Schutz der Prostituierten wie 
die besonderen Regelungen für die 
18- bis 20-Jährigen. “Es geht nicht 
um Gängelung, es geht nicht um 
Stigmatisierung, es geht nicht um Be-
vormundung. Es geht um den Schutz 
der Frauen“, machte der CSU-Politiker 
deutlich.
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Der CDU/CSU-Fraktion sei es wichtig, 
ein Prostituiertenschutzgesetz auf den 
Weg zu bringen, das seinen Namen 
auch verdient, machte Paul Lehrieder 
(CSU) in seiner Rede deutlich. Das 
rot-grüne Prostitutionsgesetz von 
2002 konnte die Erwartungen nicht 
erfüllen: „Deutschland wurde zeit-
weise sogar als ,Bordell Europas‘ 
bezeichnet“, so Lehrieder. „Die derzeit 
noch geltenden Regelungen schützen 
schon seit geraumer Zeit nicht mehr 
die in der Prostitution Tätigen“. Mit 
dem vorliegenden Gesetzentwurf wird 
der Prostitutionsmarkt in Deutschland 
wieder stärker reguliert. „Jedes andere 

Brief aus Berlin


